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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes 

— Drucksache 2382 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verkehr, Post- und 

Fernmeldewesen 
(23. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Güterkraftverkehrsgesetz (GüKG) vom 
17. Oktober 1952 (Bundesgesetzbl. I k 697), zuletzt 
geändert durch das Zweite Gesetz zur Änderung des 
Güterkraftverkehrsgesetzes vom 26. Juni 1959 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 399), wird wie folgt geändert: 

1, § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 3 werden die Worte „unte- 
ren Verkehrsbehörde zu bestimmen und" 
durch die Worte „nach Landesrecht zustän- 
digen Behörde" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden hinter Satz 3 folgende 
Sätze 4 bis 6 eingefügt: 

„Gemeinden mit mehr als einhunderttausend 
Einwohnern können für die Bestimmung von 
Ortsmittelpunkten in Bezirke eingeteilt wer- 
den; für jeden Bezirk kann ein Ortsmittel- 
punkt bestimmt werden. Jeder dieser bezirk- 
lichen Ortsmittelpunkte gilt als Ortsmittel- 
punkt für das gesamte Gemeindegebiet. Der 
Ortsmittelpunkt muß ein verkehrswirtschaft- 
licher Schwerpunkt der Gemeinde oder des 
Bezirks sein." 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Landesregierungen bestimmen die 
Ortsmittelpunkte nadi Anhörung der Bun- 
desanstalt für den Güterfernverkehr und der 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Güterkraftverkehrsgesetz (GüKG) vom 
17. Oktober 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 697), zuletzt 
geändert durch das Dritte Gesetz zur Änderung des 
Güterkraftverkehrsgesetzes vom 27. Dezember 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 1084), wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) unverändert 


b) unverändert 


c) unverändert 
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Beschlüsse des 23. Ausschusses 


Oberfinanzdirektion durch Rechtsverord- 
nung. Sie können ihre Ermächtigung durch 
Rechtsverordnung weiter übertragen, in den 
Fällen des Absatzes 2 Satz 4 jedoch nur auf 
eine oberste Landesbehörde." 

d) Absatz 4 wird aufgehoben, 

la. Dem § 6 Abs. 2 wird folgender Satz 4 angefügt: 

♦ 

„Satz 3 ist auch anzuwenden, wenn der Unter- 
nehmer Mietfahrzeuge verwendet, die nicht auf 
seinen Namen zugelassen sind." 


2. Hinter § 6 wird folgender § 6 a eingefügt: 


2. Hinter § 6 werden folgende §§ 6 a und 6 b ein- 
♦ gefügt: 

,,§ 6 a 

(1) Die von der Landesregierung bestimmte 
Behörde kann einen Ort als Standort bestim- 
men, an dem der Unternehmer weder den Sitz 
seines Unternehmens noch eine geschäftliche 
Niederlassung hat (angenommener Standort), 
wenn der Sitz oder eine nicht nur vorüber- 
gehende geschäftliche Niederlassung des Unter- 
nehmers 

1. in dem von der Bundesregierung an- 
erkannten Zonenrandgebiet der Bun- 
desrepublik Deutschland nach dem 
Stand vom 1. Januar 1957 oder 

2. nördlich des Nordostseekanals nicht 
weiter als vierzig Kilometer in der 
Luftlinie von der Westküste des Lan- 
des Schleswig-Holstein entfernt oder 

3. in Stadt- oder Landkreisen, welche 
die Bundesregierung durch Rechtsver- 
ordnung als wirtschaftlich schwach 
und verkehrsmäßig ungünstig gele- 
gen anerkannt hat, 

liegt. 


(2) Der angenommene Standort darf 

1. in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 
und 2 nicht weiter als vierzig Kilometer 
in der Luftlinie sowohl vom Zonenrand 
oder der Westküste des Landes 
Schleswig-Holstein als auch vom Sitz 
oder der Niederlassung, 

2. im Fall des Absatzes 1 Nr. 3 nicht 
weiter als dreißig Kilometer in der 
Luftlinie vom Sitz oder der Nieder- 
lassung 

entfernt liegen. 

(3) Der angenommene Standort ist für alle 
Kraftfahrzeuge des Sitzes oder der Niederlas- 
sung zu bestimmen. Die erneute Bestimmung 
eines angenommenen Standortes ist erst nadi 
Ablauf eines Jahres zulässig. 

(4) § 6 Abs. 3 gilt auch für Kraftfahrzeuge, 
für die ein angenommener Standort bestimmt 
ist. 
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rr§ 6 a 

Im grenzüberschreitenden Straßengüterver- 
kehr gilt für ein Kraftfahrzeug, das im Ausland 
oder in den unter ausländischer Verwaltung 
stehenden Gebieten des Deutschen Reichs nach 
dem Stand vom 31. Dezember 1937 zugelassen 
ist, die Gemeinde des Grenzübergangs als 
Standort. Wird bei einer Fahrt die deutsche 
Grenze mehrmals überschritten, so gilt die Ge- 
meinde des ersten Grenzübergangs als Stand- 
ort." 


3. § 20 erhält folgende Fassung: 

„§ 20 

(1) Die Tarife müssen alle zur Berechnung 
des Beförderungsentgelts (Entgelte für die Be- 
förderung und für Nebenleistungen) notwendi- 
gen Angaben und alle anderen für den Beför- 
derungsvertrag maßgebenden Beförderungsbe- 
dingungen enthalten. 

(2) Die Tarife gelten hinsichtlich der Beförde- 
rungsleistung auch für den Speditionsvertrag 
zwischen dem Spediteur und seinem Auftrag- 
geber; unberührt bleibt der Spediteursammel- 
gutverkehr," 

4, Hinter § 20 wird folgender § 20 a eingefügt: 

.§ 20 a 

(1) Die Frachtsätze und alle anderen zur Be- 
rechnung des Beförderungsentgelts notwendigen 
Angaben werden von Tarifkommissionen fest- 
gesetzt. 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

§ 6b 

Im grenzüberschreitenden Straßengüterver- 
kehr gilt für ein Kraftfahrzeug, das im Ausland 
oder in den unter ausländischer Verwaltung 
stehenden Gebieten des Deutschen Reichs nach 
dem Stand vom 31. Dezember 1937 zugelassen 
ist, die Gemeinde des Grenzübergangs als 
Standort. Wird bei einer Fahrt die deutsche 
Grenze mehrmals überschritten, so gilt die Ge- 
meinde des ersten Grenzübergangs als Stand- 
ort." 

2a. § 7 erhält folgende Fassung: 

♦ 

.-§ 7 

(1) Mit dem Ziel bester Verkehrsbedienung 
hat die Bundesregierung darauf hinzuwirken, 
daß die Wettbewerbsbedingungen der Ver- 
kehrsträger angeglichen werden und daß durch 
marktgerechte Entgelte und einen lauteren 
Wettbewerb der Verkehrsträger eine volks- 
wirtschaftlich sinnvolle Aufgabenteilung ermög- 
licht wird. 

(2) Die Leistungen und Entgelte der verschie- 
denen Verkehrsträger hat der Bundesminister 
für Verkehr insoweit aufeinander abzustimmen, 
als es die Verhinderung eines unbilligen Wett- 
bewerbs erfordert. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr kann 
Richtlinien über die Genehmigung der Ver- 
kehrstarife bekanntmachen." 

2b. In § 13 Abs. 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

♦ 

„Für die Bestimmung des Umkreises bleibt ein 
angenommener Standort (§ 6 a) außer Betracht." 

3. § 20 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 20 

(1) Die Tarife müssen alle zur Bestimmung 
des Beförderungsentgelts (Entgelte für die Be- 
förderung und für Nebenleistungen) notwen- 
digen Angaben und alle anderen für den 
Beförderungsvertrag maßgebenden Beförde- 
rungsbedingungen enthalten. 

(2) unverändert 


4. Hinter § 20 wird folgender § 20 a eingefügt: 

♦ 

„§ 20 a 

(1) Die Frachtsätze und alle anderen zur 
Bestimmung des Beförderungsentgelts notwen- 
digen Angaben des Tarifs werden von Tarif- 
kommissionen festgesetzt. 
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(2) Die Beschlüsse der Tarifkommissionen 
nach Absatz 1 bedürfen der Genehmigung des 
Bundesministers für Verkehr. Er entscheidet im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft. Der Bundesminister für Verkehr soll 
sich, wenn er nicht vorher entscheidet, inner- 
halb von drei Wochen seit Eingang des Be- 
schlusses gegenüber der Tarifkommission 
äußern und innerhalb von drei Monaten nach 
Eingang der Äußerung über die Genehmigung 
des Beschlusses entscheiden. 


(3) Der Bundesminister für Verkehr kann im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft anstelle der Tarifkommissionen 
Frachtsätze und andere in Absatz 1 genannte 
Angaben festsetzen, wenn das öffentliche Ver- 
kehrsinteresse es erfordert. 

(4) Alle anderen für den Beförderungsver- 
trag maßgebenden Beförderungsbedingungen 
werden vom Bundesminister für Verkehr fest- 
gesetzt. 

(5) Die nach diesen Vorschriften festgesetzten 
und genehmigten Tarife erläßt der Bundesmi- 
nister für Verkehr durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates. Er kann 
Rechtsverordnungen, die Frachtsätze und an- 
dere in Absatz 1 genannte Angaben enthalten, 
aufheben, wenn das öffentliche Verkehrs- 
interesse es erfordert; er bedarf hierzu des Ein- 
vernehmens mit dem Bundesminister für Wirt- 
schaft.“ 

5. § 21 erhält folgende Fassung: 

„§ 21 

(1) Es werden Tarifkommissionen gebildet für 

1. den allgemeinen Güterfernverkehr und 
den Bezirksgüterfernverkehr und 

2. den Möbelfernverkehr. 

Anstelle dieser Tarifkommissionen kann eine 
gemeinsame Tarifkommission gebildet werden. 

(2) Die Tarifkommissionen setzen sich zu- 
sammen aus der gleichen Anzahl von Tarif- 
sachverständigen der beteiligten Zweige des 
Güterfernverkehrsgewerbes (Gewerbevertreter) 
und Vertretern der verladenden Wirtschaft 
(Verladervertreter), Der Bundesminister für Ver- 
kehr beruft die Mitglieder der Tarifkommis- 
sionen und ihre Stellvertreter auf die Dauer 
von drei Jahren aus dem Kreise der Personen, 
die ihm von Angehörigen und Verbänden des 
Güterfernverkehrsgewerbes als Gewerbevertre- 
ter und der verladendenWirtschaft alsVerlader- 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

(2) Die Beschlüsse der Tarifkommissionen 
nach Absatz 1 bedürfen der Genehmigung des 
Bundesministers für Verkehr. Er entscheidet im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft. 


(2a) Der Bundesminister für Verkehr soll, 
wenn er nicht vorher entscheidet, sich inner- 
halb von drei Wochen nach Eingang des Be- 
schlusses igegenüber der Tarifkommission 
äußern und innerhalb von zwei Monaten nach 
Eingang des Beschlusses über die Genehmigung 
entscheiden. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr kann im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft anstelle der Tarifkommission Fracht- 
sätze und andere in Absatz 1 genannte Angaben 
festsetzen, wenn das allgemeine Wohl es erfor- 
dert. 

(4) unverändert 


(5) Die nach diesen Vorschriften festgesetzten 
und genehmigten Tarife erläßt der Bundesmini- 
ster für Verkehr durch Rechtsverordnung ohne 
Zustimmung des Bundesrates. Er kann Rechts- 
verordnungen, die Frachtsätze und andere in 
Absatz 1 genannte Angaben enthalten, auf- 
heben, wenn das allgemeine Wohl es erfordert; 
er bedarf hierzu des Einvernehmens mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft.“ 


5. § 21 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 21 

(1) unverändert 


(2) Die Tarifkommissionen setzen sich aus 
Tarifsachverständigen der beteiligten Zweige 
des Güterfernverkehrs zusammen. Die Mitglie- 
der der Tarifkommrssionen und ihre Stellver- 
treter werden vom Bundesminister für Verkehr 
auf die Dauer von drei Jahren aus dem Kreise 
der Personen berufen, die ihm von Angehörigen 
oder Verbänden des Güterfernverkehrsgewer- 
bes vorgeschlagen werden. § 62 Abs. 4 und 5 
ist entsprechend anzuwenden. Die Mitglieder 
der Tarifkommissionen sind ehrenamtlich tätig; 
sie sind nicht an Aufträge oder Weisungen ge- 
bunden." 
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Vertreter vorgeschlagen werden. § 62 Abs. 4 
und 5 findet entsprechende Anwendung. Die 
Mitglieder der Tarifkommissionen sind ehren- 
amtlich tätig; sie sind nicht an Aufträge oder 
Weisungen gebunden." 


6. Hinter § 21 werden folgende §§ 21 a und 21 b 
eingefügt: 

„§ 21 a 

(1) Jede Tarifkommission bildet für bestimmte 
Sachgebiete einen Sonderausschuß, der selb- 
ständige Festsetzungsbefugnis hat. Der Aus- 
schuß setzt sich aus der gleichen Anzahl von 
Gewerbevertretern und Verladervertretern zu- 
sammen. 

(2) Bei jeder Tarif Kommission wird ein Bei- 
rat gebildet. Die Beiräte setzen sich aus Ver- 
tretern 

1. der Deutschen Bundesbahn, 

2. des Speditionsgewerbes und 

3. der nicht in der Tarif Kommission ver- 
tretenen Zweige des GüterKraftver- 
Kehrsgewerbes 

zusammen. Die Mitglieder der Beiräte und ihre 
Stellvertreter werden von den unter den Num- 
mern 1 bis 3 genannten Stellen vorgeschlagen. 
Im übrigen findet § 21 Abs. 2 Satz 2 bis 4 ent- 
sprechende Anwendung. 

(3) Die Tarifkommissionen und die Sonder- 
ausschüsse haben den Beiräten vor jeder Sitz- 
zung, in der über die Festsetzung von Tarifen 
beschlossen werden soll, nach Maßgabe der 
Geschäftsordnung Gelegenheit zur Stellung- 
nahme zu geben. 

§ 21b 

(1) Der Bundesminister für Verkehr errichtet 
die Tarifkommissionen und ihre Beiräte und be- 
stimmt ihre Zusammensetzung und ihren Auf- 
bau sowie den Sitz der Tarifkommissionen 
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates. 

(2) Die Tarifkommissionen, ihre Sonderaus- 
schüsse und ihre Beiräte geben sich Geschäfts- 
ordnungen, die der Genehmigung des Bundes- 
ministers für Verkehr bedürfen. Die Geschäfts- 
ordnungen der Tarif Kommissionen müssen vor- 
sehen, wie sich die Sonderausschüsse zusam- 
mensetzen und für welche Sachgebiete sie zu- 
ständig sind. Die Geschäftsordnungen der Son- 
derausschüsse bestimmen, auf welchen Sach- 
gebieten die Gewerbevertreter allein stimmbe- 
rechtigt sind. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr ist be- 
rechtigt, an den Sitzungen der Tarifkommis- 
sionen, ihrer Ausschüsse und ihrer Beiräte teil- 
zunehmen oder sich vertreten zu lassen. Er 


6. Hinter § 21 werden folgende §§ 21 a und 21 b 
^ eingefügt: 

„§ 21 a 

(1) Bei jeder Tarifkommission wird ein be- 
ratender Ausschuß gebildet. 


(2) Die beratenden Ausschüsse setzen sich 
aus Vertretern der Verlader zusammen. Die 
Mitglieder dieser Ausschüsse und ihre Stellver- 
treter werden von der Industrie und dem Han- 
del, von der Spedition, dem Handwerk und der 
Landwirtschaft vorgeschlagen. Im übrigen ist 
§ 21 Abs. 2 Satz 2 bis 4 entsprechend anzuwen- 
den. 


(3) Die Tarifkommissionen haben ihren be- 
ratenden Ausschüssen vor jeder Sitzung, in der 
über die Festsetzung von Tarifen beschlossen 
werden soll, nach Maßgabe der Geschäftsord- 
nung Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

§ 21 b 

(1) Der Bundesminister für Verkehr errichtet 
die Tarifkommissionen und ihre beratenden 
Ausschüsse und bestimmt ihre Zusammenset- 
zung und ihren Aufbau sowie den Sitz der 
Tarifkommissionen durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates. 

(2) Die Tarifkommissionen und ihre beraten- 
den Ausschüsse geben sich Geschäftsordnungen, 
die der Genehmigung des Bundesministers für 
Verkehr bedürfen. 


(3) Der Bundesminister für Verkehr ist be- 
rechtigt, an den Sitzungen der Tarifkommissio- 
nen und ihrer beratenden Ausschüsse teilzu- 
nehmen oder sich vertreten zu lassen. Er kann 
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kann Bedienstete der Bundesanstalt für den 
Güterfernverkehr als Beauftragte entsenden." 


7. Die §§ 24 und 25 werden aufgehoben. 

♦ 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

Bedienstete der Bundesanstalt für den Güter- 
fernverkehr als Beauftragte entsenden." 

6a. § 22 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) Die Beförderungsentgelte sollen den 
wirtschaftlichen Verhältnissen der Unterneh- 
mer des Güterkraftverkehrsgewerbes Rechnung 
tragen; sie sind Festentgelte oder Mindest- 
Flöchstengelte. Bei Festsetzung von Mindest- 
Höchstent gelten sind unbillige Benachteiligun- 
gen landwirtschaftlicher und mittelständischer 
Wirtschaftskreise sowie wirtschaftlich schwa- 
cher und verkehrsungünstig gelegener Gebiete 
zu verhindern." 

7. unverändert 

7a. In § 32 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

♦ 

rr(4) Der Bundesminister für Verkehr be- 
stimmt im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster, für Wirtschaft durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates Höchstsätze 
für die Bemessung der Vermittlungsprovision, 
soweit diese vom Unternehmer gezahlt wird." 

7b. § 35 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 35 

Der Abfertigungsspediteur erhält von dem 
Unternehmer des Güterfernverkehrs für seine 
Tätigkeit ein Entgelt, das der Bundesminister 
für Verkehr im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Wirtschaft durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates festsetzt." 

7c. In § 44 werden die Worte „des § 27 über die 

^ Versicherungspflicht und" gestrichen. 

7d. § 47 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(3) Die Unternehmer des genehmigten Gü- 
terfernverkehrs unterliegen bei Güterbeförde- 
rungen nach Absatz 1 nicht den Vorschriften 
der §§ 20 und 23 Abs. 1 sowie der §§ 26, 27 
und 58; die Vorschriften des § 23 Abs. 2 bis 4 
und der §§28 und 29 finden entsprechende An- 
wendung. Die Verpflichtungen nach den §§ 20, 
23 Abs. 1 Satz 1 und § 26 treffen anstelle der 
Unternehmer die Deutsche Bundesbahn." 

7e. In § 48 Abs. 1 Nr. 1 werden hinter den Worten 

^ „oder Verarbeitung bestimmt" die Worte „oder 
bestimmt gewesen" eingefügt. 

7f. § 49 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 49 

(1) Den Bestimmungen über den Werkver- 
kehr unterliegt auch die Beförderung von Gü- 
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8. Hinter § 51 wird folgender § 51 a eingefügt; 

„§ 51 a 

§ 6 a gilt auch im Werkverkehr." 

9. § 54 Abs. 1 wird aufgehoben. 

♦ 

10. § 63 Abs. 2 Nr. 6 und § 67 werden aufgehoben. 

♦ 

11. § 84 erhält folgende Fassung: 

»§ 84 

(1) Entgelte für die Beförderung und für Ne- 
benleistungen im Güternahverkehr sind Höchst- 
entgelte, falls in dem Tarif nichts anderes be- 
stimmt ist. In dem Tarif kann die Abrechnung 
oder die Nachprüfung der Abrechnung über eine 
Abrechnungsstelle angeordnet und die Entrich- 
tung der dafür zu zahlenden Gebühren gere- 
gelt werden. Auf den Tarif sind die Vorschrif- 
ten des § 20 Abs. 2 und des § 22 Abs. 2 und 3 
unmittelbar sowie die Vorschriften des § 20 
Abs. 1 entsprechend anzuwenden. 

(2) Für die Festsetzung und den Erlaß der 
Tarife gilt § 20 a entsprechend. Die Tarife kön- 
nen auch ohne Mitwirkung der Tarifkommis- 
sionen oder der Sonderausschüsse von den 
Landesregierungen im Benehmen mit den Bun- 
desministern für Verkehr und Wirtschaft fest- 
gesetzt und durch Rechtsverordnung erlassen 
werden, wenn sie nur für ein Land oder einen 
Teil des Landes Geltung haben sollen und der 
Bundesminister für Verkehr für dieses Gebiet 
nicht bereits einen Tarif erlassen hat. Die Lan- 
desregierungen könrien ihre Ermächtigung 
durch Rechtsverordnung weiterübertragen. 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

tern durch Handelsvertreter, Handelsmakler 
und Kommissionäre, soweit 

1. deren gesdiäftliche Tätigkeit sich auf 
diese Güter bezieht, 

2. die Voraussetzungen nach § 48 

Abs. 1 Nr. 2 bis 4 vorliegen und 

3. ein Personenkraftwagen mit Anhän- 
ger oder ein Lastkraftwagen von 
nicht mehr als 2 t Nutzlast ohne An- 
hänger verwendet wird. 

(2) Die Beschränkung nach Absatz 1 Nr. 3 
gilt nicht für die Beförderung von Vieh zu den 
Viehmärkten und Verladestellen." 


7g. § 51 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

Für die Standortmeldung sind § 6 Abs. 1 und 2 
sowie § 6 a entsprechend anzuwenden." 

8. Hinter § 51 wird folgender § 51 a eingefügt: 

♦ 

„§ 51 a 

§ 6b gilt auch im Werkverkehr." 

9. unverändert 


10. unverändert 


11. § 84 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 84 

(1) unverändert 


(2) Für die Festsetzung und den Erlaß der 
Tarife gilt § 20 a entsprechend. Die Tarife kön- 
nen auch ohne Mitwirkung der Tarifkommissio- 
nen von der Landesregierung im Benehmen mit 
den Bundesministern für Verkehr und Wirt- 
schaft festgesetzt und durch Rechtsverordnung 
erlassen werden, wenn sie nur für ein Land 
oder einen Teil des Landes Geltung haben sol- 
len und der Bundesminister für Verkehr für 
dieses Gebiet nicht bereits einen Tarif erlassen 
hat; die Landesregierung kann ihre Befugnis 
auf eine oberste Landesbehörde weiterüber- 
tragen. 
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(3) Es werden Tarifkommissionen gebildet für 

1 . den allgemeinen Güternahverkehr und 

2. den Möbelnahverkehr. 

§ 21 Abs. 1 Satz 2 findet entsprechende Anwen- 
dung; ferner können für den Güterfernverkehr 
und den Güternahverkehr oder für ihre Zweige 
gemeinsame Tarifkommissionen gebildet wer- 
den. 

(4) § 21 Abs. 2, §§ 21 a und 21 b gelten ent- 
sprechend." 


12. In § 87 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

♦ 

„Im übrigen gelten die Vorschriften des § 55 

Abs. 1 bis 3 entsprechend." 

13. § 89 erhält folgende Fassung: 

.§ 89 

Es gelten nicht die Vorschriften 

der §§ 80 bis 83, 85 Abs. 2, §§ 86 bis 88 für den 
Güternahverkehr der Deutschen Bundes- 
bahn; 

des § 81 für den Güternahverkehr anderer 
Öffentlicher Eisenbahnen und den Güter- 
nahverkehr der Unternehmer des geneh- 
migten Güterfernverkehrs mit Kraftfahr- 
zeugen, die nicht für den Güterfernverkehr 
genehmigt sind; 

der §§ 80, 81, 83, 86 und 88 für den Güternah- 
verkehr der Unternehmer des genehmigten 
Güterfernverkehrs mit einem genehmigten 
Kraftfahrzeug. " 

14. 7n § 98 wird die Verweisung auf „§§ 21 und 22" 

in „§§ 20 a und 22" geändert. 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

(3) Es werdenTarifkommissionen gebildet für 

1. den allgemeinen Güternahverkehr, 

la. den Speditionsnahverkehr und 

2. den Möbelnahverkehr. 

§ 21 Abs. 1 Satz 2 findet entsprechende Anwen- 
dung; ferner können für den Güterfernverkehr 
und den Güternahverkehr oder für ihre Zweige 
gemeinsame Tarifkommissionen gebildet wer- 
den. 

(4) unverändert 


11a. Hinter § 84 wird folgender § 84 a eingefügt: 

♦ 

.,§ 84 a 

§ 32 findet entsprechende Anwendung.“ 

12. unverändert 


13. § 89 erhält folgende Fassung; 


Es gelten nicht die Vorschriften 

der §§ 80 bis 83, 85 Abs. 2, §§ 86 bis 88 für den 
Güternahverkehr der Deutschen Bundes- 
bahn; 

des § 81 für den Güternahverkehr anderer 
öffentlicher Eisenbahnen und den Güter- 
nahverkehr der Unternehmer des geneh- 
migten Güterfernverkehrs mit Kraftfahr- 
zeugen, die nicht für den Güterfernverkehr 
genehmigt sind; 

der §§ 80, 81, 83, 86 und 88 für den Güternah- 
verkehr der Unternehmer des genehmigten 
Güterfernverkehrs mit einem für den Güter- 
fernverkehr genehmigten Kraftfahrzeug." 

14. § 98 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 98 

Eine Zuwiderhandlung im Sinne des § 1 Nr. 9 
des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 vom 9. Juli 
1954 (Bundesgesetzbl. I S. 175), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 21. Dezember 1958 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 949), begeht, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 


1. den Abschluß von Beförderungsverträgen 
in Abweichung von den gemäß §§ 20 a, 
22 und 84 verbindlichen Bedingungen und 
Tarifen anbietet oder vermittelt oder wer 
solche Verträge abschließt oder erfüllt 
oder 

2. eine höhere als die durch Rechtsverord- 
nung nach § 32 Abs. 4 oder § 84 a in Ver- 
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15. § 103 Abs. 3 Nr. 4 wird aufgehoben. 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

bindung mit § 32 Abs. 4 zugelassene 
Provision vom Unternehmer fordert oder 
annimmt oder als Unternehmer zahlt oder 

3. ein anderes als das durch Rechtsverord- 
nung nach § 35 festgesetzes Entgelt for- 
dert, annimmt oder zahlt." 

14 a. § 99 Nr. 5 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„5. als Unternehmer des Güterfern- oder -nah- 
verkehrs oder in dessen Betrieb tätige 
Person oder in Ausübung des Werkver- 
kehrs gegen die Bestimmungen des § 6 
Abs. 2 Satz 3 und 4, der §§ 16, 23, 27, 28, 
39, 40 Abs. 1, §§ 52, 55 Abs. 2, § 58 Abs. 1, 
§ 60 Abs. 1 oder die Vorschriften über die 
Beschriftung der Kraftfahrzeuge des geneh- 
migten Güterfernverkehrs oder des Güter- 
nahverkehrs verstößt oder". 

15. § 103 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(3) Der Bundesminister für Verkehr kann 
zur Ordnung des grenzüberschreitenden Güter- 
verkehrs und des Durchgangsverkehrs und zur 
Durchführung internationaler Abkommen mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsver- 
ordnung Vorschriften erlassen, durch die für 
diese Verkehre 

1. die Genehmigungspflicht und die 
Pflicht zur Einhaltung anderer Ord- 
nungsvorschriften dieses Gesetzes 
auch für den nach diesem Gesetz 
freien Straßengüterverkehr einge- 
führt werden oder ausländische Un- 
ternehmer von der Genehmigungs- 
pflicht oder der Einhaltung anderer 
Ordnungsvorschriften dieses Geset- 
zes befreit werden, 

2. das Genehmigungsverfahren abwei- 
chend von den Bestimmungen dieses 
Gesetzes geregelt wird, 

3. die Erteilung der Genehmigung dem 
Bundesminister für Verkehr über- 
tragen wird." 


16. Hinter § 103 wird folgender § 103 a eingefügt: 16. unverändert 
„§ 103 a 

Die Grenzzollstellen sind berechtigt, Kraft- 
fahrzeuge, die im Ausland oder in den unter 
ausländischer Verwaltung stehenden Gebieten 
des Deutschen Reichs nach dem Stand vom 
31. Dezember 1937 zugelassen sind, zurückzu- 
weisen, wenn nicht die Genehmigungsurkunde 
und die Beförderungspapiere, deren Mitführung 
vorgeschrieben ist, vorgelegt werden. Die Be- 
fugnisse der Bundesanstalt für’ den Güterfern- 
verkehr bleiben unberührt." 
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17. § 106 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„( 2 ) Der Reichskraftwagentarif vom 30. März 
1936 (Reichsverkehrsblatt B S. 71) mit seinen 
bis zum 18. Oktober 1952 ergangenen Ande- 
derungen und Ergänzungen gilt als auf Grund 
des § 20 a erlassen." 


Artikel 2 

Die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes von 
den Landesverkehrsbehörden bestimmten Ortsmit- 
telpunkte gelten als auf Grund des § 2 Abs. 3 des 
Güterkraftverkehrsgesetzes in der Fassung dieses 
Gesetzes bestimmt. Sie sind neu zu bestimmen, 
wenn sie nicht mit § 2 Abs. 2 Satz 4 bis 6 des Güter- 
kraftverkehrsgesetzes in der Fassung dieses Ge- 
setzes vereinbar sind. 


Artikels 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin, 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 
17. unverändert 


Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 
unverändert 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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